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a) Zur Rechtfertigung einer U ngleichbehandlung (§ 20 Abs. 1 
Satz 1 AGG) -  liier wegen des A lters -  kann sich ein U nter­
nehmer auch im Anwendungsbereich des zivilrechtlichen B e­
nachteiligungsverbots des A llgem einen G leichbehandlungs­
gesetzes auf seine U nternehm erfreiheit (Art. 12 Abs. 1 Satz 1 
GG) berufen und somit w irtschaftliche Ziele anführen.
b) Die w echselseitigen Interessen in Form der Realisierung 
dieser unternehm erischen H andlungsfreiheit (A rt. 12 Abs. 1 
Satz I GG) auf der einen und des Schutzes vor D iskrim in ie­
rung (§ 19 Abs. 1 Nr. 1 AG G ) auf der anderen Seite sind in e i­
nen angemessenen Ausgleich zueinander zu bringen. H ierbei 
ist auch zu berücksichtigen, inw iew eit dem Benachteiligten 
die U ngleichbehandiung zum utbar und inw ieweit er auf die 
Leistung -  hier einen Ferienaufenthalt in einem  W ellnesshotel
-  angew iesen ist.............................................................................................  145

a) H insichdich des Anspruchs auf Verzugs- oder Prozesszin­
sen aus einem W ildschadensersatzanspruch muss kein Vor­
verfahren im Sinne von § 35 Satz 1 des Bundesjagdgesetzes 
(BJagdG) durchlaufen werden.
b) D er W ildschadensersatzanspruch nach dem Bundesjagd­
gesetz w ird  im  A llgem einen m it dem E intritt des Schadenser­
eignisses fällig.
c) Tritt der Schädiger einem Vorbescheid nach § 35 Satz 1
BJagdG durch Klage erfolglos entgegen, kann der Geschä­
digte Prozesszinsen in entsprechender Anwendung von § 291 
Satz 1 BGB verlangen.................................................................................  161

a) Die Zulassung als Syndikusrechtsanw alt setzt voraus, 
dass die anwaltliche T ätigkeit in Rechtsangelegenheiten des 
Arbeitgebers das Arbeitsverhältn is des Antragstellers prägt.
Eine Tätigkeit in Rechtsangelegenheiten von Kunden des A r­
beitgebers stellt keine Rechtsangelegenheit des Arbeitgebers 
dar, selbst wenn sich dieser zu einer Beratung des Kunden 
verpflichtet hat.
b) Die rechtliche Beratung von Kunden des Arbeitgebers steht
nach § 46 Abs. 5 BRA O  einer Zulassung als Syndikusrechts­
anw alt entgegen, auch wenn die W ahrnehm ung von Rechtsan­
gelegenheiten des A rbeitgebers die Tätigkeit des A ntragstel­
lers prägt und dieser nur vereinzelt dessen Kunden berät. Jede 
rechtsberatende Tätigkeit in Rechtsangelegenheiten eines Ku n- 
den des Arbeitgebers schließt unabhängig von deren Um fang 
grundsätzlich eine Zulassung als Syndikusrechtsanwalt au s ... 170

a) Ein selbständiger Beschluss über die Bestellung eines be­
sonderen Vertreters, dem ein w irksam er oder als w irksam  
zu behandelnder Beschluss zur Geltendmachung der E rsat­
zansprüche zugrunde liegt, ist nicht wegen des Fehlens von 
A nhaltspunkten für das Bestehen von Ersatzansprüchen an­
fechtbar.
b) Konzernrechtliche Haftungsansprüche nach §§ 309, 317 
AktG  gehören zu den Ersatzansprüchen gemäß § 147 Abs. 1
Satz 1 A ktG .....................................................................................................  182
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